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Jahrgang 2024       Amtsblatt Nr. 3 vom 04.01.2024 

Inhaltsverzeichnis: 

Bekanntmachung der Hauptsatzung der Gemeinde Gornsdorf vom 04.01.2024 

 
Gemeinde Gornsdorf 
Landkreis Erzgebirgskreis 
 

 

Aufgrund von § 4 Abs. 2 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 09. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), die zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 20. Dezember 2022 
(SächsGVBl. S. 705) geändert worden ist, hat der Gemeinderat der Gemeinde Gornsdorf am 02.01.2024 mit der Mehrheit 
der Stimmen aller Mitglieder des Gemeinderates die folgende Hauptsatzung beschlossen:  
   

ERSTER TEIL  
ORGANE DER GEMEINDE  

  
§ 1  Organe der Gemeinde 
  
Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat und der Bürgermeister.  

 
ERSTER ABSCHNITT 

GEMEINDERAT 
 
§ 2  Rechtsstellung und Aufgaben des Gemeinderates 
  
Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bürger und das Hauptorgan der Gemeinde. Er führt die Bezeichnung Gemeinderat. 
Der Gemeinderat legt die Grundsätze für die Verwaltung der Gemeinde fest und entscheidet über alle Angelegenheiten 
der Gemeinde, soweit nicht der Bürgermeister kraft Gesetzes zuständig ist oder ihm der Gemeinderat bestimmte 
Angelegenheiten überträgt. Der Gemeinderat überwacht die Ausführung seiner Beschlüsse und sorgt beim Auftreten von 
Missständen in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch den Bürgermeister.  
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§ 3  Zusammensetzung des Gemeinderates 
  
(1) Der Gemeinderat besteht aus den Gemeinderäten und dem Bürgermeister als Vorsitzenden.  
  
(2) Nach dem Stand vom 31.12.2022 beträgt die Einwohnerzahl der Gemeinde Gornsdorf 1921 Einwohner. Die Zahl der 

Gemeinderäte wird gemäß § 29 Abs. 3 SächsGemO auf 12 festgesetzt.  
  
§ 4  Ausschüsse 
 
(1) Es wird ein beschließender Ausschuss, der Betriebsausschuss, gebildet. 

 
(2) Der Betriebsausschuss besteht aus dem Bürgermeister als Vorsitzenden und 4 weiteren Mitgliedern des 

Gemeinderates. Der Gemeinderat bestellt die Mitglieder und deren Stellvertreter in gleicher Zahl widerruflich aus 
seiner Mitte. Dies gilt entsprechend für die Ausschussbesetzung im Benennungsverfahren nach § 42 Abs. 2 Satz 4 
und 5 SächsGemO. 

 
(3) Im Rahmen seiner Zuständigkeit entscheidet der Betriebsausschuss an Stelle des Gemeinderates. 

 
(4) Der Betriebsausschuss entscheidet bis zu einer Wertgrenze von 5.000,00 Euro. Dabei obliegen ihm die 

Angelegenheiten des Eigenbetriebes „Kommunale Dienstleitungen Gornsdorf“, soweit nicht die in der 
Eigenbetriebssatzung genannten Organe zuständig sind, sowie aller anderen juristischen Personen des privaten 
Rechts in denen die Gemeinde Gornsdorf Mitglied oder deren Träger sie ist oder an denen sie beteiligt ist. Dies 
umfasst auch Zuschüsse, Darlehen, Bürgschaften und alle sonstigen Rechtsbeziehungen und Verträge zu diesen 
juristischen Personen. Der Ausschuss entscheidet über die wechselseitige Widmung und Entwidmung von 
Vermögen des Eigenbetriebes oder des Gemeindevermögens, soweit die für den Bürgermeister geltende 
Wertgrenze für Vermögensveräußerungen überschritten wird.  

 
(5) Soweit sich die Zuständigkeit des Betriebsausschusses nach Wertgrenzen bestimmt, beziehen sich diese auf den 

einheitlichen wirtschaftlichen Vorgang vermindert um darin enthaltene abzugsfähige Vorsteuerbeträge bzw. ohne 
die gesetzlich geschuldete Mehrwertsteuer. Die Zerlegung eines solchen Vorgangs in mehrere Teile zur Begründung 
einer anderen Zuständigkeit ist nicht zulässig. Als Zerlegung eines wirtschaftlichen Vorgangs zählt nicht die Vergabe 
eines Auftrags als Nachtrag. Als Auftragswert für die Vergabe eines Nachtrags gilt allein der Wert des Nachtrags. 
Über einen Nachtrag entscheidet das Gremium, das wertmäßig für die Vergabe des Nachtrags ohne Hinzurechnung 
des Auftragswerts des ursprünglichen Auftrags zuständig ist. Bei voraussehbar wiederkehrenden Leistungen 
bezieht sich die Wertgrenze auf den Jahresbetrag. 

 
 

ZWEITER ABSCHNITT  

BÜRGERMEISTER  

  

§ 5 Rechtsstellung des Bürgermeisters  
  

(1) Der Bürgermeister ist Vorsitzender des Gemeinderates und Leiter der Gemeindeverwaltung. Er vertritt die 
Gemeinde.  

  

(2) Der Bürgermeister ist Hauptbeamter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt sieben Jahre.  
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§ 6 Aufgaben des Bürgermeisters  
  
(1) Der Bürgermeister ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben und den ordnungsmäßigen Gang der 

Gemeindeverwaltung verantwortlich und regelt die innere Organisation der Gemeindeverwaltung. Er erledigt in 
eigener Zuständigkeit die ihm durch Rechtsvorschrift oder vom Gemeinderat übertragenen Aufgaben, soweit nicht 
die erfüllende Gemeinde der Verwaltungsgemeinschaft Auerbach-Burkhardtsdorf-Gornsdorf zuständig ist.  
 

(2) Dem Bürgermeister werden folgende Aufgaben zur Erledigung dauernd übertragen, soweit es sich nicht bereits um 
Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt:  
  
1. Bewirtschaftung der Ansätze im Ergebnis- und Finanzhaushalt innerhalb der durch den Haushaltsplan 

festgesetzten Budgets mit Ausnahme der   
  
a) Entscheidung über die Ausführung von Maßnahmen bei Gesamtkosten von mehr als 5.000,00 Euro,  
b) Vergabe von Aufträgen über Leistungen (Lieferungen und Dienstleistungen) bei Auftragswerten von mehr 

als 5.000,00 Euro netto,  
c) Vergabe der Bauleistungen bei Auftragswerten von über 5.000,00 Euro netto einschließlich der mit der 

Baumaßnahme zusammenhängenden und im Auftragswert untergeordneten Leistungen,  
  
2. die Zustimmung zu überplanmäßigen und außerplanmäßigen Auszahlungen bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall, 

soweit sie nicht innerhalb des Budgets gedeckt werden können,  
  
3. die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall, soweit die 

wirtschaftliche Verursachung noch nicht eingetreten ist und eine Deckung innerhalb des Budgets nicht möglich 
ist,  

    
4. die Bestätigung der über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, soweit deren wirtschaftliche Verursachung 

bereits eingetreten ist, bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall, und eine Deckung innerhalb des Budgets nicht 
möglich ist,  
 

5. die Bewilligung von nicht durch das Budget gedeckten Zuschüssen bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall,  
 

6. die Stundung von Forderungen im Einzelfall bis zu zwei Monaten in unbeschränkter Höhe, bis zu sechs Monaten 
und bis zu einem Höchstbetrag von 2.500,00 Euro,  
 

7. den Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde und die Niederschlagung solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Abschluss von Vergleichen, wenn der Verzicht oder die Niederschlagung, der 
Streitwert oder bei Vergleichen das Zugeständnis der Gemeinde im Einzelfall nicht mehr als 2.500,00 Euro 
beträgt,  
 

8. die Veräußerung und dingliche Belastung, der Erwerb und Tausch von Grundeigentum oder 
grundstücksgleichen Rechten im Buchwert bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall,  

 
9. Verträge über die Nutzung von Grundstücken oder beweglichem Vermögen bis zu einem jährlichen Miet- oder 

Pachtwert von 2.500,00 Euro im Einzelfall, bei der Vermietung gemeindeeigener Wohnungen in unbeschränkter 
Höhe, 
 

10. die Veräußerung von sonstigen Teilen des Anlagevermögens im Buchwert bis zu 2.500,00 Euro im Einzelfall,  
 

11. die Bestellung von Sicherheiten, die Übernahme von Bürgschaften und von Verpflichtungen aus 
Gewährverträgen und den Abschluss der ihnen wirtschaftlich gleichkommenden Rechtsgeschäfte, soweit sie 
im Einzelfall den Betrag von 2.500,00 Euro nicht übersteigen.  
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(3) Der Bürgermeister muss Beschlüssen des Gemeinderates widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie 
rechtswidrig sind; er kann ihnen widersprechen, wenn er der Auffassung ist, dass sie für die Gemeinde nachteilig 
sind. Der Widerspruch muss unverzüglich, spätestens jedoch binnen zwei Wochen nach Beschlussfassung 
gegenüber den Gemeinderäten ausgesprochen werden. Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Gleichzeitig 
ist unter Angabe der Widerspruchsgründe eine Sitzung einzuberufen, in der erneut über die Angelegenheit zu 
beschließen ist; diese Sitzung hat spätestens vier Wochen nach der ersten Sitzung stattzufinden. Ist nach Ansicht 
des Bürgermeisters auch der neue Beschluss rechtswidrig, muss er ihm erneut widersprechen und unverzüglich die 
Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde über die Rechtmäßigkeit herbeiführen.  
 

(4) Absatz 3 gilt entsprechend für Beschlüsse, die durch beschließende Ausschüsse gefasst werden. In diesen Fällen 
hat der Gemeinderat über den Widerspruch zu entscheiden.   

 
 

§ 7 Stellvertretung des Bürgermeisters  
  
Der Gemeinderat bestellt aus seiner Mitte zwei Stellvertreter des Bürgermeisters. Die Stellvertretung beschränkt sich 
auf die Fälle der Verhinderung.  
 
 

ZWEITER TEIL  
MITWIRKUNG DER EINWOHNER  

 
 
§ 8  Einwohnerversammlung  
  
Allgemein bedeutsame Gemeindeangelegenheiten sollen mit den Einwohnern erörtert werden. Zu diesem Zweck soll der 
Gemeinderat mindestens zweimal im Jahr eine Einwohnerversammlung anberaumen. Eine Einwohnerversammlung ist 
anzuberaumen, wenn dies von den Einwohnern beantragt wird. Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu erörternden 
Angelegenheiten schriftlich eingereicht werden. Der Antrag muss von mindestens fünf vom Hundert der Einwohner, die 
das 16. Lebensjahr vollendet haben, unterzeichnet sein.  
  
 
§ 9  Einwohnerantrag  
  
Der Gemeinderat muss Gemeindeangelegenheiten, für die er zuständig ist, innerhalb von drei Monaten behandeln, wenn 
dies von den Einwohnern beantragt wird. Der Antrag muss unter Bezeichnung der zu behandelnden Angelegenheit 
schriftlich eingereicht werden. Der Antrag muss von mindestens fünf vom Hundert der Einwohner, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, unterzeichnet sein.  
 
 
§ 10  Bürgerbegehren  
  
Die Durchführung eines Bürgerentscheides nach § 24 SächsGemO kann schriftlich von den Bürgern der Gemeinde 
beantragt werden (Bürgerbegehren). Das Bürgerbegehren muss von mindestens fünf vom Hundert der Bürger der 
Gemeinde unterzeichnet sein.  
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(3) Der Bürgermeister kann dem Gemeindewehrleiter weitere Aufgaben des Brandschutzes übertragen.  

(4) Der Gemeindewehrleiter soll den Bürgermeister, die Gemeindeverwaltung und den Gemeinderat in allen feuerwehr- 

und brandschutztechnischen Angelegenheiten beraten. Er ist zu den Beratungen in der Gemeinde zu Angelegenheiten 

der Feuerwehr und des Brandschutzes zu hören.  

(5) Die beiden stellvertretenden Gemeindewehrleiter haben den Gemeindewehrleiter bei der Erfüllung seiner Aufgaben 

zu unterstützen und ihn bei Abwesenheit mit allen Rechten und Pflichten zu vertreten. Die Reihenfolge der Vertretung 

legt der Gemeindewehrleiter fest.  

5a) Der stellvertetende Gemeindewehrleiter Technik hat die Ausrüstung der Feuerwehr zu verwahren und die 

technischen Einrichtungen der Feuerwehr auf Funktionsfähigkeit zu überwachen sowie die Tätigkeit der Gerätewarte zu 

kontrollieren, Beanstandungen, welche die Leistungsfähigkeit der Feuerwehr betreffen, dem Gemeindewehrleiter 

mitzuteilen sowie Neu und Ersatzbeschaffungen von Ausrüstung anzuzeigen und mit dem Gemeindewehrleiter 

abzustimmen.  

(5b) Der Stellvertretende Gemeindewehrleiter Ausbildung hat die Dienst- und Ausbildungspläne aufzustellen und dem 

Feuerwehrausschuss vorzulegen. Er hat Aus- und Weiterbildungen zu organisieren sowie Beanstandungen, die 

Leistungsfähigkeit der Feuerwehr betreffend, dem Gemeindewehrleiter mitzuteilen. 

(6) Alle Funktionsträger können bei groben Verstößen gegen die Dienstpflichten oder wenn sie die geforderten 

Voraussetzungen an das Amt nicht mehr erfüllen, vom Bürgermeister nach Anhörung des Feuerwehrausschusses 

abberufen werden. Die geforderten Voraussetzungen an das Amt sind durch die gewählte Person insbesondere dann 

nicht mehr erfüllbar, wenn die Verpflichtung nach § 14 Absatz 4 zur erfolgreichen Absolvierung eines Lehrgangs aus in 

der Person selbst liegenden Gründen nicht möglich ist. 

§ 11 Feuerwehrausschuss 

(1) Der Feuerwehrausschuss ist beratendes Organ des Gemeindewehrleiters. Er behandelt Fragen der Finanzplanung, der 

Dienst- und Einsatzplanung, sowie die Fortschreibung der Brandschutzbedarfsplanung.  

(2) Der Feuerwehrausschuss besteht aus:  

  dem Gemeindewehrleiter als Vorsitzenden sowie seinen beiden Stellvertretern,  

  dem Jugendfeuerwehrwart 

 dem Gerätewart Technik 

 dem Beauftragten Atemschutz 

 2 Vertretern der aktiven Abteilung sowie 

 dem Schriftführer. 

(3) Alle Mitglieder -mit Ausnahme des Schriftführers- sind stimmberechtigt. 

(4) Der Feuerwehrausschuss soll mindestens viermal im Jahr tagen. Die Einladung muss 14 Tage vor dem Sitzungstermin 

in Textform erfolgen. Die Beratungen sind vom Vorsitzenden mit Bekanntgabe der vorgesehenen Tagesordnung 

einzuberufen. Der Feuerwehrausschuss muss einberufen werden, wenn dies mindestens ein Drittel seiner Mitglieder bei 

Angabe der von ihnen geforderten Tagesordnung verlangt. Der Feuerwehrausschuss ist beschlussfähig, wenn mehr als 

die Hälfte seiner stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.  

(5) Der Bürgermeister ist zu den Beratungen des Feuerwehrausschusses einzuladen.  

(6) Beschlüsse des Feuerwehrausschusses werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als 

Ablehnung. Für Wahlen gelten die Regelungen des § 14. 

(7) Die Beratungen des Feuerwehrausschusses sind nichtöffentlich. Der Schriftführer hat Niederschriften über die 

Beratungen des Ausschusses anzufertigen.  

 

§ 12 Hauptversammlung 

(1) Unter dem Vorsitz des Gemeindewehrleiters ist mindestens einmal jährlich eine ordentliche Hauptversammlung der 

Feuerwehr durchzuführen. Der Hauptversammlung sind alle wichtigen Angelegenheiten der Feuerwehr, soweit nicht zu 

ihrer Beratung oder Entscheidung der Gemeindewehrleiter zuständig ist, zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

In der Hauptversammlung hat der Gemeindewehrleiter einen Bericht über die Tätigkeit der Feuerwehr im abgelaufenen 

Jahr abzugeben. In der Hauptversammlung werden der ehrenamtlich tätige Gemeindewehrleiter und dessen 2 

Stellvertreter und die zusätzlichen Mitglieder des Feuerwehrausschusses nach § 11 Absatz 2 gewählt.  

 
 
 
 
 

 

Dritter TEIL  
SONSTIGE VORSCHRIFT  

  
 
§ 11 Inkrafttreten  
  
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung der 
Gemeinde Gornsdorf in der Fassung vom 16.07.20214 außer Kraft.  
   
Gornsdorf, den 04.01.2024 
 
 
gez. Arnold 
Bürgermeisterin 
 
 
 

Hinweis nach § 4 Abs. 4 SächsGemO 
 
Nach § 4 Abs. 4 Satz 1 SächsGemO gelten Satzungen bzw. Verordnungen, die unter Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften zustande gekommen sind, ein Jahr nach ihrer Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen.  
 
Dies gilt nicht, wenn: 
 

1. die Ausfertigung der Satzung oder Verordnung nicht oder fehlerhaft erfolgt ist; 
2. Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzungen, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt 

worden sind; 
3. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 52 Abs. 2 SächsGemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat; 
4. vor Ablauf der in § 4 Satz 1 SächsGemO genannten Frist 

a) die Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder 
b) die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhaltes, der 
die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 
 

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 3 und 4 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist jedermann 
diese Verletzung geltend machen. 
 
Die Sätze 1 bis 3 sind nur anzuwenden, wenn bei der Bekanntmachung der Satzung die Voraussetzungen für die Geltendmachung der 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und die Rechtslage hingewiesen worden ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
   


